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Text 

Familienverfahren 
 

§ 10. (1) Familienangehörige (§ 1 Z 6) eines 

 1. Asylberechtigten; 

 2. subsidiär Schutzberechtigten (§§ 8 in Verbindung mit 15) oder 

 3. Asylwerbers 

stellen einen Antrag auf Gewährung desselben Schutzes. Für Ehegatten gilt dies überdies nur dann, wenn die 
Ehe spätestens innerhalb eines Jahres nach der Einreise des Fremden geschlossen wird, der den ersten 
Asylantrag eingebracht hat. 

(2) Die Behörde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehörigen eines Asylberechtigten mit 
Bescheid Asyl zu gewähren, wenn die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 der 
Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, 
mit dem Angehörigen in einem anderen Staat nicht möglich ist. 

(3) Die Behörde hat auf Grund eines Antrages eines im Bundesgebiet befindlichen Familienangehörigen 
eines subsidiär Schutzberechtigten mit Bescheid den gleichen Schutzumfang zu gewähren, es sei denn, dem 
Antragsteller ist gemäß § 3 Asyl zu gewähren. Abs. 2 gilt. 

(4) Befindet sich der Familienangehörige eines subsidiär Schutzberechtigten im Ausland, kann der Antrag 
auf Gewährung desselben Schutzes gemäß § 16 drei Jahre nach Schutzgewährung gestellt werden. 

(5) Die Behörde hat Asylanträge von Familienangehörigen eines Asylwerbers gesondert zu prüfen; die 
Verfahren sind unter einem zu führen und es erhalten alle Familienangehörigen den gleichen Schutzumfang. 
Dies ist entweder die Gewährung von Asyl oder subsidiärem Schutz, wobei die Gewährung von Asyl vorgeht, es 
sei denn, alle Anträge wären als unzulässig zurückzuweisen oder abzuweisen. Jeder Antragsteller erhält einen 
gesonderten Bescheid. 


